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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


1 . Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die am 31. Dezember 
1975 abiaufende Frist für die Möglichkeit zur Nach- 
entrichtung von Beiträgen der Selbständigen zur 
Rentenversicherung so zu verlängern, bis die bis 
heute mittellose Stiftung für die Alterssicherung 
älterer Selbständiger bei der Nachentrichtung von 
Beiträgen älterer Selbständiger auch tatsächlich 
helfen kann, und in welcher Weise wird die Bundes- 
regierung dafür Sorge tragen, daß die Stiftung für 
die Alterssicherung älterer Selbständiger nunmehr 
Mittel bekommt und ihre Arbeit aufnehmen kann? 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Zivildienst- 
Gansei leistenden Vergünstigungen und Ermäßigungen, wie 

sie Wehrpflichtigen una ^Soldaten zustehen, bei 
Behörden und anderen öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere bei der Deutschen Bundesbahn und bei 
öffentlichen Schwimmbädern, oft verwehrt werden, 
und welche Maßnahmen wird sie ergreifen, um 
sicherzustellen, daß die Zivildienstleistenden die 
ihnen zustehenden Rechte auch ausschöpfen kön- 
nen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung inzwischen erste Ergeb- 
nisse des sogenannten Vorlaufs einer umfassenden 
Kapazitätsberechnung an den Hochschulen der 
Bundesrepublik Deutschland vor, und wenn ja, 
wie sind diese zu beurteilen? 


4. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unter- 
nehmen, daß die Dortmunder Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen (ZVS) in ihren Zu- 
lassungsbescheiden an Studenten, die in Mittel- 
und Ostdeutschland geboren sind, in die Rubrik 
,,Land des Geburtsorts“ einträgt ,, Ausland“? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


5, Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung 
ziehen, wenn durch das neue Tarifsystem der 
Kraftfahrzeughaftpflichtversicherungen die Grenz- 
land-Regierungsbezirke Niederbayern und Ober- 
pfalz in die höchste Tarifklasse eingestuft werden? 
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6. Abgeordneter Würde dadurch nicht die Bevölkerung dieser Re- 

Dr. Jobst gionen benachteiligt werden, nachdem diese Gebiete 

(CDU/CSU) noch nicht ausreichend mit Bundesfernstraßen 

erschlossen sind? 


7. Abgeordneter Mit welchem Überschuß rechnet die Bundesregie- 

Schmidhuber rung in 1975 beim Ausgleichsfonds zur Sicherung 

(CDU/CSU) des Steinkohleneinsatzes in Anbetracht der Ver- 

minderung des Mittelbedarfs durch den geringeren 
Steinkohlenverbrauch der Elektrizitätswirtschaft, 
die Preisentwicklung bei Kohle und Heizöl und den 
unterbliebenen Bau weiterer Steinkohlenkraftwerke? 


8. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in den letzten Jahren die Kraft- 
fahrer mit mehr Kosten belastet worden sind, 
insbesondere durch die Erhöhung der Mineral- 
ölsteuer, als daß deren Nettorealeinkommen inner- 
halb des gleichen Zeitraums gewachsen sind? 


9. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
weitere Förderungsmittel für Industrieansiedlung in 
Ballungsräumen zugunsten der Zuteilung von För- 
derungsmittel in schwachstrukturierten, ländlich 
orientierten, Gebieten eingeschränkt werden müßten 
und daß Industrieansiedlungen und Arbeitsplatz- 
beschaffung in den Ballungsräumen nicht mehr 
nötig seien? 


10. Abgeordneter 
Thürk 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung im Anwachsen der 
Kohlenbestände bis zum Jahresende 1975 auf 
annähernd 18 Millionen t lediglich die Folge einer 
ungünstigen Absatzlage oder auch die Möglichkeit 
zur Bildung einer nationalen Energiereserve mit dem 
Ziel der Überbrückung zukünftiger Energieversor- 
gungskrisen? 


1 1 . Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in letzterem Fall bereit, 
Kohlenhaldenbestände anzukaufen oder die Lage- 
rung wenigstens zu subventionieren oder die berg- 
bautreibenden Unternehmen in anderer Weise dahin 
zu bestärken, ungeachtet der jeweiligen Absatz- 
lage, bis zu bestimmten Größenordnungen den Ab- 
bau der Kohle uneingeschränkt zu betreiben? 


12. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß be- 
troffene Hersteller vermehrt die Veröffentlichung 
von Testergebnissen der Stiftung Warentest zu 
„reinigen“ oder zu unterdrücken versuchen, für 
vereinbar mit den Zielsetzungen eines wirksamen 
V erbraucherschut zes? 


13. Abgeordneter Welchen Verlauf hat die Entwicklung im Primär- 
Kern energie- und im Stromverbrauch in den drei ersten 

(SPD) Quartalen 1975 in der Bundesrepublik Deutschland 

genommen? 
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14. Abgeordneter Welche statistischen Unterlagen werden für die 

Kern Bestimmung des Primärenergie- und des Strom- 

(SPD) Verbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland 

herangezogen? 


15. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung für die einheimische Natursleinindustrie 
zur Sicherung der Arbeitsplätze, d. h. zur Stärkung 
ihrer Konkurrenzfähigkeit, im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ angesichts der Tatsache, daß 
gerade auch von öffentlichen Bauträgern billige 
Importware und Subslitutionsprodukte bevorzugt 
werden? 


16. Abgeordneter Sind die Auslandsaktivitäten der Bundesregierung 
Dr. Wernitz (Bundeswirtschaftsminister) und der Landesregie- 

(SPD) rungen (Landeswirtschaftsminister) auf wirtschaft- 

lichem bzw. wirtschaftspolitischem Gebiet auf- 
einander abgestimmt, oder laufen sie weitgehend 
unkoordiniert nebeneinander her? 


17. Abgeordneter Wie handhabt die Bundesregierung bzw. das Bundes- 

Wolfram amt für gewerbliche Wirtschaft die in § 7 des Dritten 

(Recklinghausen) Verstromungsgesetzes vorgesehene ,, Härteklausel“, 
(SPD) und wie werden vor allem die Kriterien ,, strom- 

intensiv“ und „unbillige Härte“ ausgelegt? 

18. Abgeordneter Wieviel Anträge nach § 7 sind für das Jahr 1975 

Wolfram gestellt worden, wieviel davon sind positiv bzw. 

(Recklinghausen) negativ beschieden worden, und wie lange hat die 
(SPD) durchschnittliche Bearbeitungsfrist eines Antrags 

gedauert? 


19. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Amtsführung des Bundes- 
wirtschaftsministers, Dr. Friderichs, in ihren Be- 
ziehungen zu den Sozialpartnern durch Einseitig- 
keit zu Lasten der Arbeitnehmer gekennzeichnet 
ist, wie in der Öffentlichkeit laut geworden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der 
Wawrzik . Verringerung von Verwaltungskosten die Gültig- 

(CDU/CSU) keitsfristen von Jagdscheinen von einem Jahr auf 

drei oder fünf Jahre zu erweitern? 


21. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung - nachdem nach Präsi- 
dent von Heeremann auch Vizepräsident von Feury 
vom Deutschen Bauernverband im Fernsehen die 
Richtigkeit dieser Zahl bezweifelt hat — öffentlich 
klarstellen, wie sich der Anstieg des Index der 
Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte im 
Juli um 17j7 % und im August um 20 % gegenüber 
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dem Vorjahr errechnet, und wie die weitere Ent- 
wicklung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise 
einzuschätzen ist? 


22 Abgeordneter Trifft es zu, daß Bundeskanzler Schmidt beim soge- 
Niegel nannten Gipfel der Regierungschefs am 1, und 

(CDU/CSU) 2. Dezember die Beteiligung der Erzeuger beim 

Abbau und bei der Verwertung von Überschüssen 
Vorschlägen und fordern will, und welche Aus- 
wirkungen hätte dies bei der Verwirklichung für die 
deutsche Landwirtschaft? 


23. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung 
unternommen, damit es zu gemeinsamen Ver- 
handlungen der Europäischen Gemeinschaft um 
die Fischereirechte innerhalb der 200 Meilen-Zone 
mit Island kommen könnte, und in welcher Weise 
sind jedenfalls Abstimmungen mit der Regierung 
Großbritanniens erfolgt? 


24. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie kann sich die Bundesregierung in den EG-Ver- 
handlungen des Ministerrats in Luxemburg für 
eine Kostenbeteiligung auch der deutschen Milch- 
erzeuger einsetzen, wenn Bundesminister Ertl 
selbst im Informationsdienst „Wirt Schafts- und 

Sozialpolitik“ schreibt; daß Länder der EG 

mit Zahlungsbilanzdefiziten eine Ausweitung der 
eigenen Agrarproduktion anstreben, um dadurch 
Devisen einzunehmen bzw. einzusparen . . .“? 


25. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung ein Brief der Sektion Bozen 
der italienischen Vereinigung zum Schutz der Tiere 
an das Komitee gegen den Vogelmord bekannt, 
worin ausgeführt wird, daß die Bundesrepublik 
Deutschland der Hauptabnehmer der in Italien 
gefangenen Singvögel ist, von denen 80 % beim 
Fang oder Transport verenden? 


26. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


Stimmt es, daß in einige Bundesländer in Italien 
gefangene Vögel eingeführt werden dürfen und daß 
damit die Einfuhrverbote anderer Bundesländer 
umgangen werden, und wann gedenkt die Bundes- 
regierung, das abzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


27. Abgeordneter Wie ist der neueste Stand über die Verschmutzung 
Josten des Rheinwassers zu beurteilen? 

(CDU/CSU) 


28. 


Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Trinkwasserversorgung aus dem Rhein für zahl- 
reiche Städte und Gemeinden zu sichern, nachdem 
viele Bemühungen zur Verbesserung der Wasser- 
güte bisher gescheitert sind? 
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29. Abgeordneter 
Lambinus 
(SPD) 


Treffen Presseveröffentlichungen über ein Gut- 
achten der Kernforschungsanstalt Jülich zu, nach 
welchen in Unterfranken in den nächsten Jahren 
drei neue Atomanlagen und zwar bei Stockstadt 
und Kahl je ein Atomkraftwerk und bei Rieneck 
eine Wiederaufbereitungsanlage errichtet werden 
sollen? 


30. Abgeordneter 
Lambinus 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die für Rieneck geplante Wieder- 
gewinnungsanlage für Reaktorbrennstoff jährüch 
1500 Tonnen Brennstoff durch Umwandlung 
von Plutonium für Leichtwasserreaktoren pro- 
duzieren soll und bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland noch keinerlei Erfahrungen mit dem 
geplanten Typ der Anlage gesammelt werden 
konnten? 


3 1 . Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen in Unter- 
franken ein mit radioaktivem Material gefüllter 
Metallzylinder gefunden wurde, und kann die 
Bundesregierung mitteilen, ob eine Strahlenge- 
fährdung vorhanden war? 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei 
Dr. Sperling privaten Unternehmen angestellte Fahrer von 

(SPD) Bussen, die im öffentlichen Auftrag fahren, ständig 

die Gewähr bieten müssen, aktiv für die freiheit- 
lich-demokratische Grundordnung einzutreten? 


33. Abgeordneter Wäre es im Falle von Reprivatisierung öffentlicher 
Dr. Sperling Aufgaben nötig, den Geltungsbereich der Maß- 

(SPD) nahmen über die Beschäftigung Radikaler im öffent- 

lichen Dienst auszu dehnen, da in reprivatisierten 
Betrieben keine Einstellungseinschränkungen unter 
dem Gesichtspunkt dauernder Gewährleistung des 
Eintretens für die freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung möglich sind? 


34. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
Gansei den Feststellungen des Präsidenten des Bundes- 

(SPD) rechnungshofs, daß 60 % der Dienstwagen der 

Bonner Bundesverwaltungen überflüssig seien? 


35. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die meisten amtlichen Formulare 
und Fragebogen den Bürgern, die sie auszufüllen 
haben, ohne Zweitschrift zugesandt oder ausge- 
händigt werden, so daß die Bürger entweder sich 
umständlich Abschriften oder Abüchtungen fertigen 
müssen oder keine Unterlagen über die eingereichten 
Angaben behalten (z. B. Anträge für Wohngeld, Aus- 
bildungsförderung u. V. a. m.), und ist die Bundes- 
regierung bereit, entsprechend dem bei Steuer- 
erklärungen bereits üblichen Verfahren, in allen 
Fällen, in denen sie für die Regelung des Verwal- 
tungsverfahrens zuständig ist, die grundsätzliche 
Aushändigung von Durchschriften oder Zweit- 
schriften an die betroffenen Bürger vorzusehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


36. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Auslieferung oder Ausweisung nach Ländern, in 
denen die Folter angewandt oder von den Behörden 
geduldet wird, Artikel 3 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention widerspricht, und wird sie 
demgemäß die Empfehlung 768 der Parlamenta- 
rischen Versammlung des Europarats im Minister- 
komitee unterstützen? 


37. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Deklaration über 
die Folter des 5. UN-Kongresses über Verbrechens- 
verhütung und Strafvollzug auf der gegenwärtigen 
UN-Vollversammlung zu unterstützen und gegebe- 
nenfalls die rechtlichen Bindungen der darin ent- 
haltenen Prinzipien zu stärken? 


38. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine Änderung des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen, und welche Verbesserungen sind 
vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


39. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Prüfung der Frage 
abgeschlossen, in welcher Höhe und zu welchem 
Preis den Brennereien für Agraralkohol im Brenn- 
rechtsjahr 1975/76 (1. Oktober 1975 bis 30. Sep- 
tember 1976) Brennrechte eingeräumt werden? 


40. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, daß 
durch die bisherige Nichtfestsetzung der Brenn- 
rechte für das Brennrechtsjahr 1975/76 durch die 
Bundesregierung für die Brennereien eine erheb- 
liche Rechtsunsicherheit und ein erhebliches wirt- 
schaftliches Risiko entstanden sind, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um die Rechtsunsicherheit und das wirt- 
schaftliche Risiko zu mildern? 


41. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der EG auf ein 
schnelleres Zustandekommen einer europäischen 
Alkoholmarktordnung mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Mitteln zu drängen und dabei nicht außer 
Acht zu lassen, daß entsprechende für die deutschen 
Kartoffelgemeinschaftsbrennereien erträgliche Über- 
gangsregelungen gefunden werden, damit eine 
Existenzgefährdung insbesonders bei den neu- 
errichteten, finanziell stark belasteten, Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennereien abgewendet wird? 


42 Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Gesetzesinitiative des 
Pfeifer Landes Baden-Württemberg im Bundesrat, die eine 

(CDU/CSU) Befreiung von der Vermögensteuerpflicht für Werke 

zeitgenössischer Kunst vorsieht, befürworten? 
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43. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die in den Vereinigten 
Staaten seit einer Reihe von Jahren geltende Rege- 
lung bekannt, die beinhaltet, daß Käufe von Werken 
zeitgenössischer Kunst in beachtlichem Umfang von 
der Einkommensteuer abgesetzt werden können, 
sofern diese Käufe sofort oder nach dem Tode des 
Käufers in Form von Stiftungen an öffentliche 
Institutionen vermacht werden, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung den Vorschlag der Ein- 
führung dieses Systems, das in den Vereinigten 
Staaten zur Bildung großer privater Stiftungen 
geführt hat, in der Bundesrepublik Deutschland? 


44. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der geplanten 
Erhöhung der Mehrwertsteuer auf 13 Prozent ab 
1977 den um die Hälfte verringerten Satz für die 
Kunstschaffenden und den Kunsthandel üetzt 
5,5 Prozent) weiter gelten zu lassen? 


45. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung sich dem Antrag der euro- 
päischen Kommission anschließen, der eine Umsatz- 
steuerbefreiung für Autoren, Schriftsteller, Kompo- 
nisten, Journalisten, Conferenciers und Musiker 
vorsieht, und wird sie sich für eine Einbeziehung 
der bildenden Künstler in die von der Umsatz- 
steuer zu befreienden Gruppen einsetzen? 


46. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß man in 
der Bundesrepublik Deutschland generell zu einer 
Hochzinspolitik übergehen soll, die sich die öffent- 
liche Hand auf Grund ihrer Steuerkraft eher leisten 
könne als viele im Bereich der Privatwirtschaft, 
um so die öffentlichen Investitionen in die Lage 
zu versetzen, einen Teil der Privaten vom Markt 
zu verdrängen und daß dies das beste Konzept für 
eine ,, vergesellschaftete Investitionskontrolle“ sei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


47. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tadelung 
Biehle und die Qualifikation eines Abgeordneten durch 

(CDU/CSU) einen verbeamteten Staatssekretär, wie dies in der 

Fragestunde am 22. Oktober 1975 durch den 
Staatssekretär Fingerhut gegenüber dem Land- 
tagsabgeordneten Prentl vom Bayerischen Land- 
tag geschehen ist? 


48. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die personelle Veränderung in der 
Leitung des Studentenbereichs der Bundeswehr- 
hochschule München ohne Wissen des zuständigen 
Präsidenten erfolgte, und daß dem ehemaligen 
Leiter des Studentenbereichs vom Stellvertreter des 
Generalinspekteurs die Zusage gemacht wurde, er 
werde in seiner Verwendung belassen, jedoch an- 
schließend die politische Leitung des Bundesver- 
teidigungsministeriums entgegen dieser Zusage eine 
abweichende Entscheidung getroffen hat? 


8 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4242 


49. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesverteidigungsminister 
Rommerskirchen „gegen das Grundrecht der Meinungsfreiheit grob 
(CDU/CSU) verstoßen (habe), als er wenige Stunden vor der 

Sendung (ZDF-Magazin vom 15. Oktober 1975) 
strafrechtliche Schritte androhen ließ, wenn ein 
angekündigter Beitrag über die Bundeswehrhoch- 
schule München nicht so ausfallen sollte, wie es 
auf der Hardthöhe gewünscht wird“, wie in der 
Presse berichtet wurde? 


50. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
Rommerskirchen spätestens nach der heftigen Kritik zahlreicher 
(CDU/CSU) Journalisten in der Bundespressekonferenz vom 

15. Oktober 1975 auch dem Bundesverteidigungs- 
minister hätte klar sein müssen, daß seine Drohung 
gegenüber dem ZDF-Magazin — ohne Kenntnis des 
Inhalts der Sendung — nicht als vorbeugende 
Schutzmaßnahme für unterstellte Soldaten ver- 
standen werden mußte, sondern als schwerwiegen- ^ 
der Eingriff in die Pressefreiheit, und ist die Bun- 
desregierung bereit, presse- und strafrechtliche 
Maßnahmen gegen künftige, ihr unliebsam erschei- 
nende Sendebeiträge wenigstens so lange zurück- 
zustellen, bis sie genaue Kenntnis vom Inhalt 
der Sendung hat? 


51. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung 
des Bundesverteidigungsministers anläßlich der 
diesjährigen Kommandeurstagung, im Ostblock 
sei eine erschreckende Aufrüstung festzustellen 
und Maßstab für die Rüstungspolitik der Bundes- 
wehr sei allein die Bedrohung aus dem Osten? 


Wie vereinbart die Bundesregierung diese Fest- 
stellungen mit den KSZE-Abmachungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


53. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 15. Oktober 1975 zu, mindestens 
38 in der Bundesrepublik Deutschland hergestellte 
Morphiumpillen, die für die medizinische Versor- 
gung von Flüchtlingen in Bangladesch bestimmt 
gewesen waren, seien nach Dänemark geschmuggelt 
worden und so auf den europäischen Rauschgift- 
markt gelangt, und welche Schlußfolgerungen zieht 
die Bundesregierung aus diesem Geschehen, hat 
sie insbesondere dafür Sorge getragen, daß sich ein 
solcher Vorgang nicht wiederholt? 


54. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige 
Rechtslage auf Grund des Urteils des Oberver- 
waltungsgerichts Münster sowie die unterschied- 
hche Auslegung durch Städte, Gemeinden und 
Kreise, wonach für Pflegekinder, die in sogenannten 
,,Familien-Pflegestellen“ leben, das bisher gezahlte 
Pflegegeld gestrichen wird oder werden kann und 
damit für den Unterhalt die geringer bemessene 
Sozialhüfe gezahlt wird? 
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55. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um zu verhindern, daß durch eine stark 
restriktive Auslegung des Urteils künftig Kinder in 
größerer Zahl aus diesem Pflegebereich in Heime 
eingewiesen werden, obwohl der notwendige 
erzieherische Erfolg durch die erneute psychische 
Belastung in Frage gestellt ist und Heimplätze 
nachweislich höhere Kosten verursachen? 


56. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


Bei welchen Sch wermet allen hat die Bundesregie- 
rung noch keine Höchst mengenverordnung erlassen, 
obwohl Richtlinien der Weltgesundheitsorganisation 
vorliegen, und bis zu welchem Zeitpunkt gedenkt 
die Bundesregierung, die noch ausstehenden Höchst- 
mengenverordnungen zu erlassen? 


57. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 


Bei welchen Schwermetallen weichen die von der 
Bundesregierung bereits erlassenen Höchstmengen- 
verordnungen für Schwermetalle von den Vor- 
schlägen der Weltgesundheitsorganisation ab, und 
wann gedenkt die Bundesregierung, hier die not- 
wendige Anpassung zu vollziehen? 


58. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die breitangeiegte ^Frage- 
bogenaktion zur „Erhebung und Dokumentation 
von Maßnahmen der Aus- und Fortbildung zu 
gesundheitsrelevanten Themen“ bekannt, die ein 
,, Institut für Markt- und Werbeforschung Köln 
GmbH & Co. KG“ im Auftrag der Bundeszen- 
trale für gesundheitliche Aufklärung am 10. Okto- 
ber 1975 mit der Bitte an über 1000 Adressaten 
durchgeführt hat, die Erhebungsbogen ,,bis zum 
20. Oktober 1975 ausgefüllt zurückzusenden“? 


59. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten dieser Aktion und wie 
beurteilt die Bundesregierung den Wert der Be- 
fragungsergebnisse angesichts der ungewöhnlich 
kurzen Antwortfrist und der Tatsache, daß etliche 
Fragen bzw. Erläuterungen unrichtig formuliert 
sind (z. B. ,, Heilmasseur“ ist keine gesetzliche 
Berufsbezeichnung, „Fortbildung“ bzw. ,, Weiter- 
bildung“ sind im ärztlichen und zahnärztlichen 
Bereich nicht synonyme, sondern materiell unter- 
schiedliche Begriffe)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vedcehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, 
Pawelczyk daß das Verkehrszeichen Nummer 357 (Sackgasse) 

(SPD) - § 42 StVO - automatisch mit einer bestimmten 

Geschwindigkeitsbegrenzung verbunden wird? 


6 1 . Abgeordneter 
MUz 

(CDU/CSU) 


Wie hoch belaufen sich die Kosten der Herstellung 
der Broschüre „Geschäftsbericht 1974“ der Deut- 
schen Bundesbahn, und ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß auch mit weniger Aufwand für 
die Herstellung des Geschäftsberichts der gleiche 
Nutzeffekt erzielt werden kann? 
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62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Berufskraft- 

Mahne fahrer- Ausbildungsordnung so zu ändern, daß auch 

^^SPD) die Fahrerlaubnis der Klasse 3 zur Berufsaner- 

kennung führen kann, um auch zum Beispiel den 
Taxifahrern, Kleintransport euren und Kranken- 
wagenfahrern die Berufsausbildung zum Berufs- 
kraftfahrer zu ermöglichen, ohne gezwungen zu 
sein, die Fahrerlaubnis der Klasse 2 zu erwerben? 

Wie hat sich das Fluggastaufkommen im Inland- 
verkehr im Laufe der letzten drei Jahre entwickelt, 
von welchen Prognosen für die nächsten Jahre geht 
die Bundesregierung aus, und wie beurteilt sie die 
damijt zusammenhängende Auslastung der bundes- 
deutschen Flughäfen, insbesondere des Flughafens 
München? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Verbraucher 
nach Bezahlung ihrer Umzugskostenrechnung häufig 
zu Nachzahlungen aufgefordert werden, die sie ge- 
mäß § 23 des Güterkraftverkehrsgesetzes verpflich- 
tet sind zu zahlen, obwohl sie von der Richtigkeit 
der Entgeltberechnung ausgehen mußten, und ist 
die Bundesregierung bereit, diesen für die Ver- 
braucher unzumutbaren Tatbestand zu beseitigen? 


65* Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Vorschlag 
Spranger des bayerischen Staatsministers des Inneren zuzu- 

(CDU/CSU) stimmen, demzufolge die durch Streckung der 

Aufwendungen für andere Autobahnneubaumaß- 
nahmen in Bayern freizumachenden Mittel für den 
Bau der Autobahn Würzburg-Ulm zur Verfügung 
gestellt werden sollen, so daß ab 1977 mit dem 
Bau der Autobahn ab Würzburg begonnen werden 
kann? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
umgehend dafür Sorge zu tragen, daß Behinderte, 
insbesondere Rollstuhlfahrer, in den Zügen der 
Deutschen Bundesbahn in menschenwürdiger Weise 
befördert werden können und somit nicht in den 
Gepäckwagen der Züge müssen? 


67. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich 

Dr. Zeitel der Deutschen Bundespost und der Deutschen 

(CDU/CSU) Bundesbahn die Ausbildungskapazitäten für Lehr- 

linge nicht voll ausgeschöpft sind, gibt es Statistiken 
oder zumindest Schätzungen, wieviel derartige 
Ausbildungsplätze noch zur Verfügung gestellt 
werden könnten? 


68. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Zeitel rung aus dieser Tatsache zu ziehen? 

(CDU/CSU) 


69, Abgeordneter Auf welcher rechtlichen und wirtschaftlichen 
Hoffie Grundlage basiert die bundesweite Ausstrahlung 

(FDP) von Agenturnachrichten zu Ortsgebühreneinheiten 

über das Telefonnetz der Deutschen Bundespost? 



64. Abgeordnete 
Frau 
Riedel- 
Martiny 
(SPD) 


63. Abgeordnete 

Frau 

Riedel- 

Martiny 

(SPD) 
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70. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, auch anderen 
Agenturen oder Dienstleistungsunternehmen gleiche 
Möglichkeiten zu den gleichen Bedingungen einzu- 
räumen, und sieht sie darin eine Möglichkeit, das 
Fernsprechnetz in gesprächsarmen Zeiten auszu- 
lasten? 


7 1 . Abgeordnete 

Frau 

Pack 

(CDU/CSU) 


Wieviel demoskopische Untersuchungen ließ die 
Deutsche Bundespost in den letzten beiden Jahren 
durchführen, in denen Bedienstete u. a. nach partei- 
politischen Präferenzen gefragt wurden? 


72. Abgeordnete Zu welchem Zweck, mit welchen Kosten und zu 
Frau wessen Unterrichtung werden solche Erhebungen 

Pack durchgeführt? 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß 
Werner in Städten besondere Fernsprechzellen für Behin- 

(CDU/CSU) derte aufgestellt werden sollten, und falls ja, welche 

durchschnittlichen Kosten würden der Deutschen 
Bundespost im Rahmen ihres öffentlichen Dienst- 
leistungsmonopols durch die Aufstellung derartiger 
Fernsprechzellen entstehen? 


74. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an den Plänen zur Neu- 
Schröder Organisation der Postverwaltung im ostfriesischen 

(Wilhelminenhof) Raum fest, obwohl die Betriebsräte ernsthafte 
(CDU/CSU) Bedenken angemeldet haben und die gewünschten 

Personaleinsparungen und Rationalisierungserfolge 
anzweifeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


75. Abgeordneter 

Freiherr 
Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Japan ein 
Verfahren erfunden worden ist, die umweltschäd- 
lichen Abgase aus Verbrennungsvorgängen, ins- 
besondere aus Kohleverbrennung, zu Papier zu 
verarbeiten, und ist die Bundesregierung bereit, 
dabei zu helfen, daß ein solches Verfahren für die 
deutsche Wirtschaft nutzbar gemacht werden kann, 
wenn schon die Unternehmen nicht von sich aus 
auf diesen Gedanken kommen? 


76. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Ist es dem Bundesminister für Forschung und 
Technologie bekannt, ob von ihm finanzierte und 
somit geförderte Institutionen sich über geltendes 
Recht (§ 15 Abs. 1 des Kündigungsschutzgesetzes) 
hinwegsetzen und wenn ja, warum verhindert sie, 
dies nicht? 


77. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Hat das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie in einem von ihm finanzierten In- 
stitut auf die Einhaltung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes und insbesondere darauf zu achten, daß 
die Betriebsratsarbeit nicht gehindert wird? 
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78. 


Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


8 1 . Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung systematisch 
immer stärker eine Praxis der Koppelung von be- 
fristeten Forschungsaufträgen über befristete Pro- 
jektvergabe mit befristeten A.rbeitsverträgen — ge- 
nannt Zeitdienstverträge — gerade im Bereich 
Forschung und Wissenschaft ausbaut? 

Wird nicht mit dieser Praxis bejahendenfalls ein 
Abbau von gesetzlich verankerten Arbeitnehmer- 
rechten (Kündigungsschutz, Betriebsverfassungs- 
schutz) in Gang gesetzt und dabei die soziale Siche- 
rung der Arbeitsplätze und die soziale Verantwor- 
tung des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer 
stärker und weniger durchschaubar als in Industrie- 
unternehmen der freien Marktwirtschaft abgebaut? 

Trifft es zu, daß im Institut für Deutsche Sprache 
(IDS) eine Forschungspraxis betrieben wird, in der 
80 % der Forschung über Projekte mit ein- bis zwei- 
jähriger Laufzeit zum Teil noch kürzer gekoppelt 
mit befristeten Arbeitsverträgen für die an den 
Projekten tätigen Mitarbeiter abgewickelt wird, 
und wie ist diese Praxis bejahendenfalls innerhalb 
einer von der Bundesregierung ansonsten propa- 
gierten mittel- bzw. langfristigen, auf die Lösung 
gesellschaftlicher Probleme zugeschnittenen, For- 
schungspolitik zu sehen, die auch eine kontinuier- 
liche Fortsetzung erstrebenswerter und gesell- 
schaftlich relevanter Forschungsergebnisse gewähr- 
leistet und somit zur Verbesserung der Lebens- 
qualität in unserem Lande beiträgt? 

Trifft es zu, daß in bezug auf denselben Forschungs- 
gegenstand im durchschnittlichen Abstand von 
zwei Jahren jedes Mal neu über die Investition von 
Millionen entschieden wird, und eine an die Ent- 
wicklung eines Informationssystems gekoppelte 
und auch zugesagte Rechenanlage mittlerer Größen- 
ordnung V 2 Jahr nach Beginn des auf zwei Jahre 
bewilligten Forschungsgegens^andes vom Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie be- 
willigt wird und erst nach der Bewilligung installiert 
werden kann, so daß nur noch knapp 1 V 2 Jahre 
zur Benutzung der Maschine zur Verfügung stehen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


82. 


Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Hat das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung eine Übersicht über die Aufgliederung 
der Bundesinvestitionen nach Wahlkreisen sowie 
nach Städten und Gemeinden auf Grund des „Pro- 
gramms zur Stärkung von Bau- und anderen In- 
vestitionen“ erstellt, und an wen ist diese Über- 
sicht verteilt bzw. wann und wo ist diese Übersicht 
veröffentlicht worden? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, 
daß Übersichten dieser Art und ähnliche Ausarbei- 
tungen allen Abgeordneten, auch den Abgeordneten 
der Oppositionsparteien zur gleichen Zeit zugeleitet 
oder aber allgemein bekannt gemacht werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


84. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung nach dem letzten 
Dr. Schweitzer EG-Ratstreffen nunmehr die Chancen einer defini- 
(SPD) tiven Abhaltung von Direktwahlen zum Euro- 

päischen Parlament im Mai 1978? 


85. Abgeordneter 
Dr. Wömer 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach vor der Reise 
von General Rail nach Südafrika der Botschafter der 
südafrikanischen Republik, Donald Bell Sole, seiner 
Regierung u. a. folgendes geschrieben haben soll: 
„Ich konnte erreichen, daß die Genehmigung für 
den Besuch auf informeller Basis vom deutschen 
Verteidigungsminister Georg Leber gegeben wurde, 
mit dem ich ebenfalls über die Angelegenheit 
sprach.“? 


86. Abgeordneter Ist der von Botschafter Sole seiner Regierung mit- 
Dr. Wömer geteilte Sachverhalt zutreffend wiedergegeben? 

(CDU/CSU) 


87, Abgeordneter Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zur 
Rollmann geplanten und notwendigen Erweiterung des Euro- 

(CDU/CSU) päischen Jugendzentrums in Straßburg ein? 


88. Abgeordneter Wie viele Personen unbestreitbar deutscher Volks- 
Windelen Zugehörigkeit gibt es derzeit schätzungsweise im 

(CDU/CSU) Hoheitsbereich der Volksrepublik Polen? 


89. Abgeordneter Seit wann bestreitet die Warschauer Regierung die 
Windelen Existenz einer deutschen Volksgruppe in Polen? 

(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Schulen mit deutscher Unterrichtssprache 
gab es in den unter polnischer Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebieten Mitte der 50er Jahre 
und wieviel existieren heute? 


91. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Haltung der 
Volksrepublik Polen zur deutschen Staatsange- 
hörigkeit der in den Ostgebieten lebenden Deutschen 
angesichts der Tatsache, daß mehrfach durch 
zweisprachige Flugblätter oder Plakate für die Teil- 
nahme dieses Personenkreises an den Sejm- Wahlen 
mit dem Hinweis geworben wurde, durch die 
Stimmabgabe verliere der Wähler nicht seine deutsche 
Staatsangehörigkeit, und worauf führt sie die 
offensichtlich eingetretene Änderung der polnischen 
Rechtsauffassung zurück? 


92. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Gestatteten die polnischen Behörden der deutschen 
Volksgruppe Mitte der Fünfziger Jahre im Ver- 
gleich zur heutigen Situation Ansätze eines kul- 
turellen Eigenlebens? 
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93. Abgeordneter Erwartet die Bundesregierung in absehbarer Zeit 
Dr. Miltner Entscheidungen der Warschauer Regierung, die 

(CDU/CSU) geeignet sind, die bisher bestrittenen Volksgruppen- 

rechte der im polnischen Hoheitsbereich lebenden 
Deutschen zu verwirküchen? 


94, Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Behauptung des 
„Vorwärts“ vom 16. Oktober 1975 bestätigen 
oder widerlegen, daß die finanziellen Forderungen 
der Volksrepublik Polen, „über die sich später die 
ganze Bundesrepublik Deutschland so erstaunt 
zeigte“, Gomulka „schon nach der Unterzeichnung 
des Warschauer Vertrags bei Willy Brandt angemel- 
det“ hatte, und wie beurteilt die Bundesregierung 
bejahendenfalls die für die finanzielle Belastung der 
Bundesrepubük Deutschland bedeutsame Antwort 
des damaligen Bundeskanzlers-Brandt sowie das Ver- 
schweigen dieser Vorgänge bei der Untersuchung 
während der Aussprache über die Zustimmungsge- 
setze im Deutschen Bundestag? 


95. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Behauptung des „Vorwärts“ vom 16. Ok- 
tober 1975 über eine fahrlässige Behandlung der 
Schutzpflicht für hundert tausende deutscher Staats- 
angehöriger und über den „entscheidenden Fehler in 
der fatalen Zahlenfestlegung“ im November 1970 
zu, wonach trotz der dem Bundesaußenminister 
bekannten, durch das Bundesverwaltungsamt viel 
höher beschiedenen aber noch nicht erfüllten, 
Ausreiseanträge ,,die polnische Zahlenangabe hin- 
genommen“ wurde, da ,,der damalige Bundes- 
außenminister unter äußerstem Zeitdruck“ stand, 
weil er „am Abend desselben Tages bei einer Ver- 
anstaltung in München auftreten“ mußte? 


96. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die sogenannte 

Dr. Hupka Offenhaltungsklausel im Protokoll über die Aus- 

(CDU/CSU) Siedlung auf Grund der vom Warschauer Korres- 

pondenten des „Vorwärts“ veröffentlichten Beur- 
teilung: „Der Satz spricht vom ,Einreichen‘ der 
Anträge (wörtlich: Antragstellung), nicht von ihrer 
Genehmigung. Die wäre vermutlich davon ab- 
hängig, daß mit Bonn im Rahmen eines neuen 
Protokolls wieder eine Zahl ausgehandelt wird. 
Was dergleichen kostet, weiß man am Rhein ja 
inzwischen“? 


97. Abgeordneter Welche zusätzHchen Informationen zur Klärung des 
Dr. Hupka Sachverhalts kann die Bundesregierung zu der im 

(CDU/CSU) „Vorwärts“ am 16. Oktober 1975 abgedruckten 

Schilderung der Schlußphase des Warschauer Ver- 
trags geben, derzufolge der „damaüge Bundesaußen- 
minister unter äußerstem Zeitdruck stand, er 
mußte am Abend desselben Tages bei einer Veran- 
staltung in München auftreten“, weshalb „die 
polnische Zahlenangabe (einige Zehntausende Per- 
sonen laut Information zum Warschauer Vertrag) 
hingenommen wurde“? 
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.98. Abgeordneter Trifft die Meldung der Welt vom 29. Oktober 1975 
Dr. Zimmermann zu, daß der deutsche Außenminister Hans-Dietrich 
(CDU/CSU) Genscher seine Unterschrift unter polnischsprachige 

Texte gesetzt hat, in denen die Bezeichnung der 
Bundesrepublik falsch, d. h. als ,, Bundesrepublik 
Deutschlands“, wiedergegeben ist und daß sonst 
zwischen der deutschsprachigen und der polnisch- 
sprachigen Fassung der deutsch-polnischen Verein- 
barungen sprachliche Unterschiede bestehen? 


99. Abgeordneter Trifft es zu, daß der deutsche Außenminister Hans- 
Dr. Zimmermann Dietrich Genscher seine Unterschrift unter polnisch- 
(CDU/CSU) sprachige Texte gesetzt hat, in denen das Vier- 

mächteabkommen über Berlin fälschlicherweise als 
„vierseitige Vereinbarung“ bezeichnet ist? 


100. A bgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Warum heißt im polnischen, ebenfalls verbindlichen, 
Text das dem Bundestag übermittelte ,, Protokoll“ 
der Erklärungen der Minister Genscher und Olszow- 
ski „Protokollvermerk“ bzw. ,, Protokollnotiz“, und 
handelt es sich also nur um die in Vermerkform 
gekleidete Information über innerstaatliche Vor- 
gänge oder um ein Protokoll mit Übernahme und 
Bestätigung völkerrechtlicher Rechtspflichten? 


101. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 

Niegel Zeitung vom 22. Oktober 1975 zu, der Bundes- 

(CDU/CSU) minister des Auswärtigen sei der Auffassung, das 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit wäre in das Auswärtige Amt einzugliedern, 
und welche zwingenden sachlichen Erwägungen 
hindern die Bundesregierung, diese praktischen, 
auch der Verwaltungsvereinfachung und der Re- 
duzierung der Bürokratie dienenden, Vorstellungen 
unverzüglich in die Tat umzusetzen? 


102.. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im Artikel der 
Frankfurter Rundschau vom 24. Oktober 1975 
geschilderten Vorgänge der deutschen Schule in 
Paris insbesondere im Hinblick auf die Verwirk- 
lichung der Chancengleichheit? 


103. Abgeordnete Hat die Bundesregierung rechtliche Möglichkeiten, 
Frau um den hier auf gezeigten Tendenzen entgegenzu- 

Grützmann wirken? 

(SPD) 


104. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Trifft, die Meldung der ,, Frankfurter Rundschau“ 
vom 24. Oktober 1975 zu, wonach an der deutschen 
Schule in Paris Kinder von Industrievertretern mit 
Billigung der deutschen Botschaft nach Kindern von 
Botschaftsangehörigen und Mitghedern internatio- 
naler Organisationen vorrangig vor Kindern aus 
Journalisten- und Künstlerfamilien und anderen 
deutschen Familien auf genommen werden? 
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105. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu (VWD vom 23. Okto- 
Dr. Mertes ber 1975), daß kommunistische Landarbeiter süd- 

(Gerolstein) üch von Lissabon einen landwirtschaftlichen Muster- 

(CDU/CSU) betrieb deutscher Eigentümer widerrechtlich im 

Handstreich besetzt haben, und was hat die Bundes- 
regierung gegebenenfalls unternommen, um derarti- 
ge Übergriffe auf deutsches Eigentum in Portugal zu 
verhindern? 


Trifft die Meldung der „Weit“ vom 31. Oktober 
1975 zu, die Sowjetunion habe zu einem Empfang 
anläßlich ihres Nationalfeiertags den Vertreter des 
Landes Berlin beim Bund als einzigen Vertreter 
der Bundesländer nicht eingeladen, die Bundes- 
regierung werde aber gleichwohl durch eines ihrer 
Mitglieder auf dem Empfang vertreten sein, und was 
gedenkt - bejahendenfalls - die Bundesregierung 
zu tun, um diese unterschiedliche Wertung der 
Landesvertreter beim Bund durch den sowjetischen 
Gastgeber zu verhindern? 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Äußerung 
des amerikanischen Anwalts Belli, der Witwen ver- 
unglückter deutscher Starfighter-Piloten gegenüber 
US-Herstellerfirmen vertritt, auf Pressekonferenzen, 
wonach die Bundesregierung nur spärliche Infor- 
mationen in der Sache geliefert und zu spät für 
Gerichtsverfahren Zeugen zur Verfügung gestellt 
habe? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der West- 
berliner Student Küster, parteilos und keiner Organi- 
sation angehörend, der als einzelreisender Tourist 
mit erspartem Geld mehrere Staaten Südamerikas 
besuchte, am Ankunftstag in der chilenischen 
Hauptstadt Santiago verhaftet, gefesselt, später 
gefoltert wurde sowie drei Tage lang ohne Essen und 
Trinken bheb, und (gegebenenfalls) was hat sie 
dagegen unternommen? 


Sieht die Bundesregierung im Verhalten der Süd- 
afrikanischen Botschaft im Zusammenhang mit dem 
Besuch von Herrn Rail in Südafrika eine unfreund- 
liche Handlung, und wird sie dem Botschafter das 
Agreement entziehen? 


1 10. Abgeordneter Trifft es zu, daß die offizielle polnische Presse z. B. 

Dr. Czaja ,,Trybuna Ludu“ vom 7. Oktober 1975 und „Zycie 

(CDU/CSU) Warszawy“ vom 8. Oktober 1975 und die polnische 

Nachrichtenagentur, die nach den unseren Vertre- 
tungen bekannten Richtlinien und Grundsätzen 
für die Pressearbeit in den Ostblockstaaten in 
außenpolitischen Fragen ausschließlich die Regie- 
rungsmeinung wiedergeben, seit Anfang Oktober 
meinen feststellen zu sollen, daß die deutsche Frage 
aufgehört hat, in der internationalen Politik zu 
existieren, daß in endgültiger unwiderruflicher 
Trennung zwei deutsche Staaten Beziehungen auf 
der Basis der ,, friedlichen Koexistenz“ unterhalten, 
sowie daß der Untergang von Deutschland als 


109. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 



107. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


106. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/GSU) 
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Ganzem „in Übereinstimmung mit dem Prinzipien- 
katalog von Helsinki und dem Vertrag zwischen der 
DDR und der UDSSR“ nunmehr völkerrechtlich 
bestätigt wurde, und wird die Bundesregierung bei 
der polnischen Regierung dagegen vorstellig werden? 


111. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 11. Oktober 1975 zu, daß die Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in War- 
schau „bisher schon zu Gunsten von 7000 Härte- 
fällen, die einen Kreis von etwa 20 000 Personen 
umfassen, bei der polnischen Regierung vorstellig 
geworden ist“? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß I der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wurde dem Vizepräsidenten des Bundesnachrichten- 
dienstes, Dieter Bloetz, zur Übernahme seines Amts 
als Aufsichtsratsvorsitzender der Produktion- AG, 
gemäß § 65 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes die 
vorherige Genehmigung erteilt, und wenn ja, welche 
Sachzusammenhänge sieht die Bundesregierung 
zwischen diesen beiden Tätigkeiten, und befürchtet 
sie keine Präjudizwirkung für andere Beamte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Werden bei Reisen des Bundespräsidenten, des 
Bundeskanzlers und des Bundesministers des Aus- 
wärtigen die Geschenke, die der deutsche Besucher 
dem ausländischen Gastgeber mitbringt, aus Mitteln 
des Bundeshaushalts bezahlt, und gilt die gleiche 
Regelung für Geschenke an entsprechende aus- 
ländische Besucher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


3. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Bei welchem Haushaltstitel wird der Gegenwert 
der Geschenke, die der Bundespräsident, der Bun- 
deskanzler und der Bundesminister des Auswärtigen 
bei solchen Gelegenheiten erhalten, verbucht bzw. 
in wessen Eigentum gehen die ausländischen Ge- 
schenke an den deutschen Besucher bzw. Gast- 
geber bei solchen Besuchen über? 


4. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung habe 
Reisegruppen aus Süd west afrika, die beanspruchen, 
die dortige Bevölkerung zu vertreten, unterschied- 
lich behandelt, insbesondere diejenige Gruppe, die 
ohne jedes Mandat lediglich von außen nach Süd- 
westafrika hin wir kt, des Empfangs durch den 
Bundesminister des Auswärtigen gewürdigt, und 
welche sachlichen Erwägungen sind für die Haltung 
der Bundesregierung bestimmt gewesen? 


5. Abgeordneter Wie viele deutsche Aus- und Umsiedler haben seit 
Dr. Marx dem Beginn der SPD/FDP-Regierungskoalition bis 

(CDU/CSU) zum 7. Dezember 1970, bis zum Ende des Jahrs 

1973, nach dem Versprechen des polnischen Außen- 
ministers, im Jahr 1974 50 000 Deutschen die 
Ausreise zu gestatten, bzw. im Jahr 1975 in die 
Bundesrepublik Deutschland ausreisen können? 
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6 . Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


Wie groß war die amtlich festgestellte Zahl der Um- 
und Aussiedler aus den polnisch verwalteten Ost- 
gebieten unter der Kanzlerschaft von Konrad 
Adenauer, Ludwig Erhard, bzw. Kurt Georg 
Kiesinger? 


7. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 24. Oktober 1975 zu, daß in Portugal 
ein in deutschem Eigentum stehender landwirt- 
schaftlicher Musterbetrieb von Kommunisten be- 
setzt worden ist, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — dagegen unternommen? 


8. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen über die 
Einführung von Tagesvisen zum Besuch der CSSR 
insbesonders für die Grenzlandbevölkerung, und 
welche Ergebnisse zeitigen bisher die Bestrebungen 
zur Einführung von Tagesvisen zu finanziell erträg- 
lichen Bedingungen, und bis wann ist mit konkreten 
Ergebnissen zu rechnen? 


9. 


Abgeordneter 

Russe 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
letzte (siebente) Absatzvorausschätzung des Bun- 
desbeauftragten für den Steinkohlenbergbau ver- 
spätet am 30. März 1974 erschien und daß die 
achte Absatzvorausschätzung für 1974 seit nun- 
mehr elf Monaten überfällig ist, und welches sind 
die Gründe hierfür? 


10 . 


Abgeordneter 

Russe 


(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung das Nicht- 
erscheinen der Absatzvorausschätzung 1974, wenn 
man davon ausgeht, daß diese nach dem Gesetz 
zur Anpassung und Gesundung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus und der deutschen Stein- 
kohlenbergbaugebiete als Orientierung gerade für 
die kurz- und mittelfristigen Absatzaussichten ge- 
dacht ist? 


11. Abgeordneter Bedeutet die Änderung des amtlichen Titels des 
Dr. Czaja Apostolischen Nuntius im Amtsblatt des Heiligen 

(CDU/CSU) Stuhls (Acta Apostolicae Sedis vom 31. August 

1975) in „Nuntius der Bundesrepublik Deutsch- 
land“, statt früher — unbeschadet der politischen 
Behinderung bei der Ausführung seiner diploma- 
tischen Pflichten in ganz Deutschland — „Nuntius 
in Deutschland“ (z. B. Acta Apostolicae Sedis 
vom Februar I960), daß der Heilige Stuhl als Ver- 
tragspartner des Reichskonkordats die Bundes- 
republik Deutschland nicht mehr wie bisher als 
identisch mit dem Deutschen Reich ansieht, und 
ergeben sich daraus Gefahren für den Fortbestand 
des Reichskonkordats wegen einer möglicherweise 
vom Vertragspartner angenommenen grundlegen- 
den Veränderung des anderen Vertragspartners? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nach Überprüfung dieses 
völkerrechtlichen Tatbestands in Beachtung der 
nach dem Grundvertragsurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts gebotenen Verfassungspflicht zur 
Wahrung der Rechtspositionen des fortbestehenden 
Deutschen Reichs entschlossen, auch den Vertrags- 
partner des Reichskonkordats an der uneinge- 
schränkten Wahrung der vertraglichen und völker- 
rechtlichen Rechte und Pflichten, die Deutschland 
als Ganzes betreffen, festzuhalten und das Offen- 
halten der ganzen deutschen Frage gegenüber allen 
Vertragspartnern zu verteidigen, nachdem die 
westlichen Siegermächten mit völkerrechtlicher 
Wirksamkeit festgestellt haben, daß ihre Rechte 
und Verantwortlichkeiten bezüglich Deutschland 
als Ganzem und bezüglich Berlins durch die Ost- 
verträge nicht berührt werden noch berührt werden 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


13. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den im 
Bericht der Kernforschungsanstalt Jülich vom 
Juli 1975 vorgeschlagenen möglichen Kernkraft- 
werkstandorten, zu denen auch Standorte im 
Raume Kahl/Großwelzheim bzw, Stockstadt/Klein- 
ostheim gehören, zu? 


1 4 . Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einem Gut- 
achten vom Juli 1975 der Kernforschungsanlage 
Jülich über die zukünftige radioaktive Umwelt- 
belastung in der Bundesrepublik Deutschland 
neue Standorte für Wiederaufarbeitungsanlagen 
von atomarem Reaktorbrennstoff sowie für Kern- 
kraftwerke u. a. für Bayern in Rieneck (Land- 
kreis Main-Spessart), Stockstadt und Kahl (Land- 
kreis Aschaffenburg) vorgesehen sind, und welche 
Vorstellungen in bezug auf . die genannten Stand- 
orte, der Notwendigkeit und zeitlichen Verwirk- 
lichung hat die Bundesregierung? 


1 5 . Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu 
Fragen der Beinflussung u. a. der Umwelt, des Um- 
weltschutzes und des Fremdenverkehrs im Falle des 
Standorts einer Wiederaufarbeitungsanlage für ato- 
maren Reaktorbrennstoff im Großraum Rieneck- 
Spessart und in bezug auf das im Gutachten fest- 
gestellte Risiko des Transports radioaktiven Abfalls, 
da die Wiederaufarbeitungsanlagen zugleich auch 
Endlager sein sollen? 


16. 


Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Gemar- 
kung Mainflingen bei Seligenstadt/Hessen eine 
Giftmülldeponie — Verbrennungsanlage errichtet 
werden soll, und hält die Bundesregierung die Er- 
richtung dieser Anlage angesichts der außerordent- 
lichen Belastung dieses Gebiets durch Kraftwerke 
und Industrieanlagen für vertretbar? 
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17. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


Können die in der Studie der Kernforschungsanlage 
Jülich „Zukünftige radioaktive Umweltbelastung in 
der Bundesrepublik Deutschland durch Radio- 
nuklide aus kerntechnischen Anlagen im Normal- 
betrieb“ vom Juli 1975 empfohlenen Standorte 
von Kernkraftwerken in den Bereichen Kahl/Groß- 
welzheim und Stockstadt/Kleinostheim (Leicht- 
wasserreaktoren bzw. Prozeß Wärmeanlagen) nach 
den „Bewertungsdaten für die Eigenschaften von 
Kernkraftwerkstandorten aus der Sicht von Reak- 
torsicherheit und Strahlenschutz“ vom 1 1 . Juni 
1975 noch aufrechterhalten werden? 


18. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß eine Studie des Kernforschungs- 
instituts Jülich, die mit Unterstützung aus Bundes- 
mitteln angefertigt worden sein soll, als zukünftige 
Standorte von Kernkraftwerken das Gebiet des 
unteren Mainlaufs zwischen Aschaffenburg und 
Hanau als Standorte vorsieht? 


19. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung, bei Bejahung der 
Frage 18 diese vorgeschlagenen Standorte ange- 
sichts der dort schon vorhandenen Umweltbe- 
lastung durch Kraftwerke und Industrieanlagen 
für optimal oder auch nur für vertretbar? 


20. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in der Gründung einer 
Kooperationsgesellschaft zwischen der „Westdeut- 
schen Allgemeinen Zeitung“ (WAZ) und der ,, Neuen 
Rhein/Ruhr-Zeitung“ (NRZ) eine Gefahr' für die 
Bewährung der Meinungsvielfalt im Lande? 


2 1 . Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der 
besonderen innen-, außen- und sicherheitspolitischen 
Lage Berlins zu tun, gegenüber der Tatsache, daß 
800 Juden aus der Sowjetunion illegal in die Stadt 
eingereist sind und sich offenbar auf Dauer dort 
niederlassen wollen, nachdem sie sich in Israel 
nicht integrieren konnten, daß aus der DDR eine 
rapid wachsende Zahl von Arabern nach West- 
Berlin eingesickert ist . bzw., daß 16 chilenische 
Allende- Anhänger über die DDR nach West-Berlin 
illegal eingereist sind, nachdem es den Exilchilenen 
in ihrem sozialistischen Exilland Rumänien nicht 
gefallen hat und der Senat trotz der von der Berliner 
Ausländerpolizei angeordneten und vom Ober- 
verwaltungsgericht für rechtmäßig erklärten Aus- 
weisung diese nicht vollzieht? 


22. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Pressemeldungen be- 
kannt, wonach sich ungarische, rumänische, bulga- 
rische und tschechoslowakische Staatsangehörige 
als Kraftfahrer von Großraum-Lkw ausgeben, in 
Wirklichkeit aber geschulte Offiziere des Warschauer 
Paktbereichs sind, in dessen Auftrag Spionage in 
der Bundesrepublik Deutschland betreiben, und 
kann sie diese Aktivitäten bestätigen, bei denen das 
tschechoslowakische Verkehrsunternehmen CSAD/ 
CESMAD und das staatliche rumänische Verkehrs- 
büro ROMTRANS eine besondere Rolle spielen? 
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23. f Abgeordneter 
Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in dem Brief 
von ..amnesty international“ vom 7. Oktober 1975 
an den Bundespräsidenten zum Ausdruck gebrachte 
Sorge über die zunehmende Zurückhaltung der 
Unterstützung der Bemühungen von ,,amnesty 
international“, insbesondere in Kreisen des öffent- 
lichen Dienstes? 


24. Abgeordneter 
Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Sind Fälle bekannt, daß Mitarbeitern oder Bewer- 
bern des öffentlichen Dienstes bei Unterstützung 
von „amnesty international- Aktionen“ persönliche 
Nachteile entstanden sind bzw. entstehen können, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
einer solchen Entwicklung Einhalt zu gebieten? 


25. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um ein- 
malige Bodendenkmäler, wie zum Beispiel die 
Grube Messel in Hessen, vor der Zerstörung bzw. 
Gefährdung zu bewahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Warum hebt die Bundesregierung nicht ihren Be- 
schluß, ihren Entwurf eines neuen Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes nicht dem Deutschen Bundestag 
zuzuleiten, auf und gibt dem Gesetzgebungsver- 
fahren seinen Fortgang, statt den Bundesminister 
der Finanzen in der Öffentlichkeit unverbindliche 
Überlegungen dazu anstellen zu lassen? 


27. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bundesfinanzministerium 
ein Gesetzentwurf zur Änderung des Branntwein- 
monopolgesetzes vorbereitet wird, nach dem eine 
drastische Drosselung der deutschen Alkohol- 
erzeugung im Vorgriff auf eine zu erwartende 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs erfol- 
gen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordneter Ist die in der ersten Fortschreibung des Energie- 
Geldner Programms der Bundesregierung angekündigte Kon- 

(FDP) zentration der Beteiligung an der Deminex auf die 

vier großen Raffineriegesellschaften inzwischen 
abgeschlossen? 


29, Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, weitere Deminex- 
Geldner Anteile auf die Veba zu übertragen? 

(FDP) 
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30. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, mit dem erneuten 

Höcherl Problem der anwachsenden Kohlenhalden fertig zu 

(CDU/CSU) werden? 


31. Abgeordneter In welcher Weise wird die Bundesregierung die 
Dr. Schmitt- Erfahrungen und Kritiken bei der Vorbereitung 

Vockenhausen und Durchführung des Konjunkturprogramms mit 
(SPD) den Spitzenverbänden und Organisationen erörtern? 


32. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Anwachsen 

Dr. Zeitei der Kohlenbestände auf voraussichtlich 18 Mil- 

(CDU/CSU) lionen t am Jahresende? 

33. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, in bezug auf das 

Dr. Zeitei Anschnellen der Kohlenhalden spezielle Maßnahmen 

(CDU/CSU) zu ergreifen, und welcher Art werden diese gegebe- 

nenfalls sein? 


34. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in einer Untersuchung 

Gerlach des IVO-Instituts für Wirtschaftsforschung vom 

(Obernau) 30. September 1975 aufgestellte Prognose, in den 

(CDU/CSU) nächsten zehn Jahren sei mit einer Reduzierung der 

Arbeitsplätze in der Bekleidungsindustrie um 
70 000 auf 220 000 zu rechnen, für realistisch? 

35. Abgeordneter Welche Fälle sind bekannt geworden, in denen 

Böhm nordhessische Zweigbetriebe von Konzernen oder 

(Melsungen) Großunternehmen, deren Errichtung mit öffent- 

(CDU/CSU) liehen Mitteln gefördert wurde, ihren Betrieb 

eingestellt haben oder einstellen wollen? 

36. Abgeordneter Aus welchen Quellen ist eine Übersicht der in 

Marschall unserer Wirtschaftsordnung vorhandenen investi- 

(SPD) tionslenkenden Instrumente des Staates zu ent- 

nehmen? 


37. Abgeordneter Welche Daten stehen für einen bestimmten Zeitraum 
Marschall bzw. bestimmte Maßnahmen zur Verfügung, an 

(SPD) denen die investitionslenkenden Auswirkungen 

staatlicher Investitionen und Investitionshilfen auf 
den Bereich der gewerblichen Wirtschaft ablesbar 
sind? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts der 
zur jüngsten Verbraucherwoche erfolgten Vor- 
lage ihres Zweiten Berichts zur Verbraucherpolitik 
im Rahmen ihrer Informationsarbeit eine „Ver- 
braucherfibel“ herauszugeben, die den Konsu- 
menten aufzeigt, welche verbraucherpolitischen 
Neuerungen in den vergangenen Jahren in den 
Aufgabenbereichen der verschiedenen Bundesressorts 
erzielt werden konnten und künftig angestrebt 
werden? 


39. Abgeordnete Wann ist bejahendenfalls mit dem Erscheinen 

Frau einer solchen „Verbraucherfibel“ zu rechnen? 

Eilers 

(Bielefeld) 

(SPD) 


38 Abgeordnete 

Frau 

Eilers 

(Bielefeld) 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die im Zonenrandgebiet gelegenen 
Fleischwarenfabriken keine öffentlichen Aufträge 
mehr erhalten sollen, weil die Bundesregierung und 
die EG die für die Zerlegungsaktion vorgesehenen 
Haushaltsmittel stark gekürzt oder ganz gesperrt 
haben? 


41. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen der 
gesetzlich vorgesehenen Zonenrandförderung zu 
tun, um bei den davon betroffenen Fleischwaren- 
fabriken die Arbeitsplätze zu erhalten? 


42. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 

(FDP) 


Welche „übrigen Steuer- und Sparmaßnahmen, die 
in allen Wirtschaftsbereichen wirksam sind“, be- 
treffen speziell die Landwirtschaft, und ist es nach 
Meinung der Bundesregierung gerechtfertigt - wie 
es der Deutsche Bauernverband z. Z. im Badischen 
Landwirtschaftlichen Wochenblatt vom 18. Oktober 
1975 tut — , die nach dem vollständigen Abbau des 
Aufwertungsausgleichs in vier Jahren erwartete 
Mindereinnahme von mehr als 1 Milliarde DM 
,,in Relation zu dem derzeitigen Einkommen“ 
zu setzen? 


43. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Bauernverbands, daß die EG-Markt- 
ordnungsausgaben der Landwirtschaft insoweit 
nicht zugute kommen, als sie ,,für den gemein- 
samen Agrarmarkt das Opfer sind, das die Bundes- 
republik Deutschland für Europa zu bringen hat“, 
und in welcher Höhe kommen die Rückflüsse 
aus Brüssel sowohl für Marktordnungsausgaben 
als auch für Struktur- und ähnliche Leistungen 
der deutschen Landwirtschaft tatsächlich zugute? 


44. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die neueste Entwicklung 
auf dem Gebiet der Intensivtierhaltung beobachtet, 
welche Ergebnisse liegen ihr gegebenenfalls in 
Augenscheinnahmen an Ort und Stelle vor, und 
was gedenkt sie zu unternehmen, um dem Gesichts- 
punkt des Tierschutzes in vollem Umfang Geltung 
zu verschaffen? 


45. Abgeordneter Hat es die Bundesregierung unterlassen, im Vollzug 
Eigen ihrer eigenen Beschlüsse in Brüssel die nötigen Mittel 

(CDU/CSU) im Haushaltsplan 1976 — im Einzelplan 10 - für 

die Verbilligung von Heizöl für den deutschen 
Gartenbau bereitzustellen, obwohl sie wußte, daß 
die niederländische Regierung ihrem Gartenbau 
hohe Subventionen zugesagt hat und was waren 
bejahendenfalls die Gründe? 
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46. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung gegebenenfalls die Metho 
de für korrekt, selbst die berechtigten Forderungen 
des deutschen Gartenbaus im Haushaltsplan 1976 
unberücksichtigt zu lassen, dem Zentralverband des 
Deutschen Gemüse-, Obst- und Gartenbaus dann 
aber zu empfehlen, sich an das Parlament zu wen- 
den mit der Bitte um Korrektur des Haushalts- 
plans 1976? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


47. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der arbeitslosen Ausländer, 

Geisenhofer die seit dem 1. Januar 1975 nach zwölf Monaten 

(CDU/CSU) Arbeitslosigkeit oder früher in ihre Heimatländer 

zurückgekehrt sind und infolgedessen nicht mehr 
bei den deutschen Arbeitsämtern als arbeitslos 
registriert sind? 


48. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Was ist seit dem Inkrafttreten des Arbeitssicherheits- 
gesetzes unternommen worden, und welche weite- 
ren Maßnahmen sind geplant, um einen den Grund- 
sätzen des Gesetzes gleichwertigen arbeitsmedi- 
zinischen und sicherheitstechnischen Arbeitsschutz 
in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 
zu gewährleisten? 


49. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Teilt der Bundesarbeitsminister meine Auffassung, 
daß der Bundesverband der Ortskrankenkassen die 
ihm rechtswidrig aus dem laufenden Computer- 
Programm der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen überlassenen Namen und Anschrif- 
ten aller Studienbewerber für das Wintersemester 
1975/76 nicht zu Werbezwecken für die Orts- 
krankenkassen benutzen durfte? 


50. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt der Bundesarbeitsminister meine Auffassung, 
daß das Schreiben des Bundesverbands der Orts- 
krankenkassen an alle Studienbewerber entgegen 
den Regelungen des Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Studenten vom 24. Juni 1975 
den Eindruck erweckt, die Ortskrankenkassen 
wären für Studenten der allein zuständige Kranken- 
versicherungsträger? 


5 1 . Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Überzeugung, daß 
Rückkehr hilf en für Gastarbeiter ein wirksames 
Instrument seien, um lokale und regionale Arbeits- 
marktprobleme zu lösen und einheimische deutsche 
Arbeitnehmer vor Entlassung zu schützen, und ist 
sie, da die Frage von Rückkehrhilfen für Gast- 
arbeiter in die Zuständigkeit des Bundes fallt, 
gegebenenfalls bereit, solche Rückkehrhilfen an 
Gastarbeiter zu gewähren? 
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52, Abgeordneter 
Sund 
(SPD) 


In welchem Ausmaß ist die Beitragssatzsteigerung 
seit 1970 bei der Barmer Ersatzkasse in diesem 
Zeitraum auf Entscheidungen des Gesetzgebers 
und der Sozialgerichtsbarkeit, auf Entscheidungen 
der Selbstverwaltungsorgane oder auf andere Fakto- 
ren zurückzuführen, die in der besonderen Struktur 
dieser Kasse begründet sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige 
Seiters Situation beim Luftwaffenübungs- und Bomben- 

(CDU/CSU) ab Wurf platz Nordhorn-Range, und wie ist der Stand 

der Überlegungen hinsichtlich weiterer Erleichte- 
rungen für die betroffene Bevölkerung? 


54. Abgeordneter Trifft es zu, daß Fahnenflüchtige, bzw. von der 
Dr. von Bismarck Truppe eigenmächtig abwesende Soldaten, bei 
(CDU/CSU) ihrem Aufgreifen von einem Unteroffizier und 

einem Mannschaftsdienstgrad in einem Dienst- 
fahrzeug zu ihrer Einheit zurückgebracht werden 
und die anfallenden Kosten nicht die betroffenen 
Soldaten tragen, sondern der Staat, obwohl oft 
erhebliche Entfernungen bei großer Kostenbe- 
lastung zurückgelegt werden müssen? 


55 Abgeordneter Trifft es auch zu, daß den Soldaten, die in einer 
Dr. von Bismarck Vollzugsanstalt einsitzen, der Wehrsold durch 
(CDU/CSU) einen Kameraden ausgezahlt wird und die anfallen- 

den Aufwendungen wie Fahrkosten der Staat 
trägt? 


56. Abgeordneter Hält die Bundesregierung bei zutreffendem Sach- 
Dr. von Bismarck verhalt diese Verfahren für gerechtfertigt und mit 
(CDU/CSU) dem Grundsatz sparsamer Haushaltsführung sowie 

der Selbstverantwortlichkeit des einzelnen für ver- 
einbar, und ist sie bereit, entweder eine Verfahrens- 
änderung vorzunehmen oder die betreffenden 
Soldaten künftig wegen der Kosten in Anspruch 
zu nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für mündige 
heranwachsende Kinder nach Abschluß ihrer Schul- 
ausbildung das Kindergeld nicht mehr gewährt 
wird, obwohl für sie kein Arbeits- bzw. Studien- 
platz bereit steht und den Eltern die zusätzlich 
entstehenden Kosten zugemutet werden, und ge- 
denkt sie, eine Änderung zu veranlassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 

58. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß der 
Spranger notwendige Ausbau der Bundesstraße 25 im Bereich 

(CDU/CSU) Westmittelfrankens zügiger als bisher vorgenommen 

wird, und wie wird sich der Ausbau zukünftig 
gestalten? 


59. Abgeordneter In welchem Umfang werden Lärmschutzmaß- 

Dr. Schmitt- nahmen an der Bundesautobahn Köln-Darmstadt 

Vockenhausen in den Gemarkungen Breckenheim und Wallau 

(SPD) vorgesehen bzw. durchgeführt? 

60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auffassung, 

Koblitz daß, wie auch eine kürzlich bekannt gewordene 

(SPD) Studie des britischen Road Research Institutes 

bestätigt, das Verletzungspotential von Windschutz- 
scheiben aus Einscheiben-Sicherheitsglas und Ver- 
bund-Sicherheitsglas als nicht wesentlich unter- 
schiedlich zu bewerten ist, und daß durch die vor- 
gesehene Gurtanlegepflicht insgesamt die Bedeutung 
der Windschutzscheibe als verletzungsverursachen- 
des Bauteil mehr in den Hintergrund tritt, oder 
teilt die Bundesregierung die Meinung einer großen 
deutschen Automobilfirma, die eine Ankündigung, 
ab 1. Januar 1976 ihre Personenkraftwagen serien- 
mäßig mit Verbund-Sicherheitsglas-Windschutz- 
scheiben auszustatten, mit dem Hinweis begründet: 
„In Verbindung mit der ab Januar 1976 geltenden 
Anschnallpflicht sei Verbundglas ein Sicherheits- 
faktor“? 


Ist die Bundesregierung bereit, nach Einführung 
der Gurtanlegepflicht durch ein Untersuchungs- 
programm am Unfallort den Sicherheitseffekt 
für die eine oder andere Windschutzscheibenart 
erfassen zu lassen, um so gesicherte Erkenntnisse 
zu erhalten, die geeignet sind, entstandene Verun- 
sicherungen beim Automobilfahrer zu beseitigen 
oder Grundlagen für Verordnungen und Empfeh- 
lungen bezüglich notwendiger Weiterentwicklungen 
der Glasarten bereitzustellen? 


62. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung dazu 
Baron veranlaßt, den Ausbau der B 404, südlich von 

von Wrangel Schwarzenbek, aus der Dringlichkeitsstufe 1 heraus- 

(CDU/CSU) zunehmen und damit zu vertagen? 


63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, gerade auch auf Grund des 
Baron sich nicht abzeichnenden Baus einer Autobahn 

von Wrangel Hamburg— Berlin, darüber im klaren, daß der Ver- 

(CDU/CSU) zieht des Ausbaus der B 404 in diesem Bereich für 

das Zonenrandgebiet im Kreis Herzogtum Lauen- 
burg außergewöhnlich negative Folgen hat? 


64. Abgeordneter Entspricht es den Plänen der Bundesregierung, das 
Pieroth Straßenbauprojekt Umgehung Idar-Oberstein der 

(CDU/CSU) B 41, die sogenannte Nahe-Überbauung, zu reali- 

sieren? 


61. Abgeordneter 

Koblitz 

(SPD) 
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65. Abgeordneter Wann ist mit einer Entscheidung der Bundesre- 

Pieroth gierung über dieses für Idar-Oberstein lebenswichtige 

(CDU/CSU) Projekt zu rechnen? 

66. Abgeordneter Welche Maßnahmen enthält der Bedarfsplan für die 

Dr. Todenhöfer Bundesfernstraßen für den Landkreis Kaiserslautern 

(CDU/CSU) und den Landkreis Kusel? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach wie vor dagegen, daß 

Dr. Schwöret bei den Schwerstbehinderten für eine Übergangs- 

(CDU/CSU) zeit noch Spikesreifen zugelassen bleiben, bis sich 

die Gleichwertigkeit der neu entwickelten Reifen 
erwiesen hat, obwohl das Karosserie-Handwerk in 
diesem Winter mit einem verstärkten Anfall von 
Unfallreparaturen rechnet, da Spikesreifen nicht 
mehr zugelassen seien? 


68. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Schweiz 
Dr. Schwöret Spikesreifen ebenfalls ab diesem Winter verboten 

(CDU/CSU) worden sind, daß aber für den Kreis der Behinderten 

weiterhin der Gebrauch dieser Reifen gestattet ist, 
und könnte sich nicht die Bundesregierung diesem 
vernünftigen Weg anschließen? 


Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn mit Inkraft- 
treten des Sommerfahrplans 1976 im Personenzug- 
verkehr weitere Kürzungen vorzunehmen, die Zu- 
und Ausstiegmöglichkeiten bei Bahnhöfen im 
ländlichen Raum weiter zu reduzieren, und handelt 
es sich bei solchen Plänen nur um eine Vorstufe zur 
Schließung weiterer Personenbahnhöfe im länd- 
lichen Raum? 


70. Abgeordneter Welche Bahnhöfe sind gegebenenfalls von einer 

Sauter solchen Maßnahme auf der Strecke Horb— Tuttlin- 

(Epfendorf) gen (Gäu-Neckar-Bodenseebahn) betroffen? 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung veran- 
Pieroth laßt, ihre im Frühjahr 1975 geäußerte positive Ein- 

(CDU/CSU) Stellung zur Fertigstellung der Bundesautobahn- 

Neubaustrecke Trier— Landstuhl (A 62) im Herbst 
1975 dahin gehend zu ändern, daß dieses für den 
strukturschwachen Birkenfelder Raum wichtige 
Projekt in die Bedarfsstufe I b zurückgestuft wird? 


72. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bundes- 

Milz autobahn Köln— Aachen (A 4) um eine zusätz- 

(CDU/CSU) liehe Fahrspur in beiden Richtungen zu erweitern 

und diese Erweiterung in die Dringlichkeitsstufe 1 A 
aufzunehmen, und ist im Fall der Autobahner- 
weiterung vorgesehen, nach dem Bundesimmissions- 
schutzgesetz die betroffenen Anrainer, insbesondere 
im Streckenabschnitt Buir— Kerpen— Autobahnkreuz 
Köln-West, durch Schallschutzvorrichtungen vor 
Lärmbelästigung durch den zunehmenden Verkehr 
zu schützen, zumal viele Bürger, deren Häuser heute 
schon nahe an der A 4 stehen, nicht aus ihren 
Fenstern gegen eine Schallschutzwand sehen wollen? 


69. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 
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73. Abgeordneter Wann werden weitere Teilstücke der Bundesauto- 
Tillmann bahn A 4 Köln— Olpe dem Verkehr übergeben, und 

(CDU/CSU) welche Teilstrecken werden das sein? 


74. Abgeordneter 
Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit, sich bei der 
Planung einer Umgehungsstraße im Zuge der B 38 
im Ortsbereich Mörlenbach den Vorstellungen der 
Gemeinde anzuschließen und entsprechend auf die 
Landesstraßenbauverwaltung, die im Auftrag des 
Bundes tätig wird, einzu wirken? 


75. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die von der Deutschen 
Bundesbahn^ vertretene Auffassung für zutreffend, 
daß bei Maßnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungs- 
gesetz die Vorschriften des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes keine Anwendung finden müssen? 


76. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Vor- 
wurf zutrifft, wonach das Bordpersonal, insbeson- 
dere die Piloten von Verkehrsmaschinen aus den 
Ostblockstaaten, nicht der englischen Sprache 
mächtig sind und bei zunehmendem Anteil am 
Luftverkehrsaufkommen über der Bundesrepublik 
Deutschland dadurch zu einem Risiko für die 
Flugsicherheit werden? 


77. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Was wurde dagegen unternommen, und hält es die 
Bundesregierung für ausreichend, wenn den Piloten 
solcher Flugzeuge nunmehr englisch sprechende 
Dolmetscher beigeordnet werden? 


78. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Welche Teilstrecken der sogenannten Maintal- 
autobahn (BAB A 70 bzw. A 26 neu) können 
nach Einschätzung der Bundesregierung bis zu 
welchem Zeitpunkt und mit welchen Finanz- 
mitteln im Rahmen des 2. Fünfjahresplans und 
in der Dringlichkeit I a realisiert werden? 


79. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn nicht 

Peiter alle ihr zur Verfügung stehenden Ausbildungs- 

(SPD) plätze für die Lehrlingsausbildung ausschöpft? 


80. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Tatsache, daß in 
Peiter den Lehrlings Werkstätten beim Bundesbahnaus- 

(SPD) besserungswerk Limburg von 50 Ausbildungs- 

plätzen nur 30 Plätze belegt sind? 


81. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach einer Veröffentlichung des 
seinerzeitigen Bundesministers der Finanzen im 
Jahrbuch des Eisenbahnwesens 1974 sich abzeich- 
net, „daß von den zur Zeit noch bestehenden 
29 000 Streckenkilometern der Deutschen Bundes- 
bahn etwa ein Drittel für die endgültige Stillegung 
in Frage kommen. Für Baden-Württemberg würde 
dies die Stillegung von rund 1300 Streckenkilo- 
metern, darunter auch ein erheblicher Teil Haupt- 
strecken, bedeuten.“, wie der Landesentwicklungs- 
bericht 1975 der Landesregierung Baden- Württem- 
berg (Seite 96) ausführt, und sind von diesem 
Stillegungsprogramm auch Bahnstrecken im Kreis 
Konstanz und im Bodenseekreis betroffen? 
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82: Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung das generelle Verbot von 
Spikes-Reifen nach wie vor für gerechtfertigt, ob- 
wohl von der Reifenindustrie bisher noch kein 
gleichwertiger Ersatz geschaffen werden konnte, 
erhebliche Bedenken hinsichtlich der Sicherheit 
bestehen und eine größere zusätzliche Gefährdung 
der Verkehrsteilnehmer besonders in Gebirgsregio- 
nen befürchtet werden muß? 


83. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung z. B. die Schwei- 
zer Regelung, nach der Spikes-Reifen nur auf Auto- 
bahnen und Schnellstraßen verboten sind, und hält 
sie eine solche Regelung bei einer gleichzeitigen 
Geschwindigkeitsbegrenzung für Spikes-Reifen auf 
80 km generell oder z. B. nur in den durch die 
Witterungsverhältnisse besonders betroffenen Ge- 
birgsregionen für denkbar? 


84. Abgeordneter 
Dr. Schwöret 
(CDU/CSU) 


Nach den Ergebnissen der Straßenbauplanungen 
für den Bundesfernstraßenbau im Gebiet Württem- 
berg-Hohenzollern frage ich die Bundesregierung, 
ob damit zu rechnen ist, daß die öffentlichen Nah- 
verkehrsstrecken der Deutschen Bundesbahn in 
diesem Bereich erhalten bleiben? 


85. Abgeordneter 
Dr. Schwöret 
(CDU/CSU) 


Besitzt die Bundesregierung Pläne, um die Unter- 
deckung von Nahverkehrsstrecken attraktiver zu 
gestalten, und könnten sie nicht die Deutsche 
Bundesbahn veranlassen, durch Verbilligungen für 
Senioren auf Nahverkehrsstrecken zu einer ge- 
wissen Verringerung der fixen Kosten beizu tragen, 
wie dies z. B. in der Schweiz und in Österreich 
geschieht? 


86. Abgeordnete 
Frau 
Funcke 
(FDP) 


Trifft es zu, daß der nicht versicherte Ehemann 
einer Postbeamtin in der Postbeamtenkranken- 
kasse nicht ohne weiteres mitversichert wird, 
während die nicht selb st versicherte Ehefrau eines 
Postbeamten unabhängig von eigenen Einkünften 
und eigenem Vermögen automatisch Krankenschutz 
erhält, und wenn ja, wird die Bundesregierung 
dafih' sorgen, daß gemäß Artikel 3 des Grundge- 
setzes die Gleichbehandlung der Ehegatten von 
Beamten sichergestellt wird? 


87. Abgeordneter 
Spranger 
(CDUyCSU) 


Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß für das strukturschwache Westmittelfranken bei 
der Umstellung des Telefonsystems auf ausgeweitete 
Nahbereiche eine bevorzugte Behandlung vor- 
genommen wird, und "Wann kann mit einer dement- 
sprechenden neuen Gebührenordnung für Orts 
gespräche gerechnet werden? 


88. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach die Deutsche 
Bundespost beabsichtigt, die Gebühren im Post- 
zeitungsdienst in den nächsten fünf Jahren weit 
über einhundert Prozent zu erhöhen? 
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89. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter diesen 
Voraussetzungen die Überlebenschancen der über- 
regionalen - vorwiegend auf den Postzeitungs- 
dienst angewiesenen — Tageszeitungen und ins- 
besondere der Zeitschriften und der Fachpresse? 


90. Abgeordneter 

Peter 

(SPD) 


Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, im Rahmen 
der bevorstehenden Neugliederung der Postämter 
im Bereich der OPD Saarbrücken, dem wohlbe- 
gründeten gemeinsamen Vorschlag der OPD Saar- 
brücken, des zuständigen Bezirkspersonalrats und 
der Deutschen Postgewerkschaft zu folgen, und in 
den fünf Landkreisen wie im Bereich des Stadt- 
verbands Saarbrücken je ein Postamt zu erhalten 
bzw. zu errichten, und ist damit die Existenz des 
Postamts St. Wendel für die Zukunft sichergestellt? 


91. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Liegt für die Entscheidung des Bundesverkehrs- 
ministers über die Fusionierung und den Standort 
der Oberpostdirektion Braunschweig/Hannover eine 
Stellungnahme des Bundeswirtschaftsministeriums 
vor, die den Standort Braunschweig auf Grund der 
Verpflichtungen zur Zonenrandförderung vorsieht? 


92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Stellungnahme 

Dr. Jahn bekanntzugeben? 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


In welcher Auflage, für welchen Empfängerkreis, 
mit welchem Aufwand für die öffentliche Hand 
und mit welcher Rentabilität wird die ,, Zeitschrift 
für das Post- und Fernmeldewesen“ herausgegeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


94. Abgeordneter Trifft* es zu, daß das Bundeskanzleramt darauf ge- 
Dr. Stavenhagen drängt hat, eine Aufhebung der Görresstraße in 
(CDU/CSU) Bonn entlang des Bundeskanzleramts und damit 

die Entfernung von 60 Parkplätzen zu fordern, 
und wie vereinbart sich diese Entscheidung mit dem 
Bundesbaugesetz und den Einwendungen der Bonner 
Polizei? 


95. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die neue Ver- 
kehrsituation im Viertel Bundestag-Bundeskanzler- 
amt, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um die durch ihre einseitigen Maß- 
nahmen hervorgerufene Parkplatznot insbesondere 
im Presseviertel zu beseitigen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


96. Abgeordneter Welches Informationsmaterial steht in welchen 
Böhm Mengen und wo für die Besucher der Zonengrenze 

(Melsungen) und andere Interessierte, die sich über die Situation 

(CDU/CSU) an der innerdeutschen Grenze informieren wollen, 

zur Verfügung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


97. Abgeordnter Welche Forschungsprojekte sowie Studien und 

Dr. Stavenhagen Gutachten wurden im Jahr 1974 im Rahmen- 
(CDU/CSU) Programm Energieforschung der Bundesregierung 

direkt vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie ohne Einschaltung der Projektleitung 
Energieforschung Jülich vergeben, was waren die 
Gründe für dieses Vorgehen, und welche Prüfungs- 
instanzen haben die Projektvorschläge im einzelnen 
untersucht? 


98. Abgeordneter ln welchem Umfang werden kleine und mittlere 
Dr. Stavenhagen Unternehmen im Rahmenprogramm Energiefor- 
(CDU/CSU) schung der Bundesregierung bei der Vergabe von 

Forschungszuwendungen berücksichtigt, und wie 
konnte es geschehen, daß 1974 kleine und mittlere 
Unternehmen nur einen Anteil von maximal 4 % 
der Förderungsmittel des Energieforschungspro- 
gramms erhielten? 


Wie viele ausländische Wissenschaftler und Techni- 
ker {aufgeschlüsselt nach Ländern) haben sich seit 
1959 im Kernforschungszentrum Karlsruhe zu 
Forschungs- oder Ausbildungszwecken aufgehalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


100. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestäti- 
Pieroth gen, wonach von den für die Errichtung von über- 

(CDU/CSU) betrieblichen Lehrwerkstätten bereitgestellten Mit- 

teln etwa 60 Millionen DM noch nicht in Anspruch 
genommen worden sind? 


99. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 
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101. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den Kon- 

Sauer trollblättern der Zentralstelle für die Vergabe von 

(Salzgitter) Studienplätzen in Dortmund Geburtsorte, die in 

(CDU/CSU) der DDR gelegen sind, in der Rubrik ,,Land des 

Geburtsorts“ als ,, Ausland“ bezeichnet werden, 
und ist sie bereit, das Erforderliche zu veranlassen, 
um derartige Falschbezeichnungen zu verhindern? 


Bonn, den 31 . Oktober 1975 
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